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Der III, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 22, Juni 1967 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Dr«, Pagendarm sowie der Bundesrichter 
Dr, Arndt3 Gähtgens, Keßler und £r. Heinhardt 
für Recht erkannt?

Die Revision des Klägers gegen das Urteil 
des 8 0 Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Hamm vom 2„ Pebruar 1966 wird zurückgewie­
sen 0

Der Kläger hat die Kosten dieses Revisions- 
rechtszuges zu tragen«

Von Rechts wegen 

Tatbestands

Der Kläger ist Inhaber einer Pirraa9 die auf einem von 
der Stadt B | | B  gemieteten Gelände chemische Schutzmittel 
für Bauten heretollte0 Durch Vertrag vom 25o August 1961 
trat der Beklagte mit einer baren Einlage von 30 000 DM 
als stiller Gesellschafter bei« Die Einlage war mit 12 # 
jährlich zu verzinsen0 wobei die Zinsen vierteljährlich 
zahlbar waren, erstmals am 1„ Dezember 1961«, Der Kläger 
sollte am Gewinn mit 50 i» beteiligt sein« Das Gesell- 
schaftsverhältnis sollte am 31« August 1964 enden und 
dann die Einlage in zwei Jahresraten ab 31o August 1965 
zurückgezahlt werden«, Im Januar und Juni 1962 gewährte
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der Beklagte ferner dem Kläger zwei Darlehen von 15 OOO DM 
und 10 000 DM, die wiederum mit 12 # jährlich in Viertcl- 
jahresraten zu verzinsen waren« Das erste Darlehen über 
15 000 DM sollte bis zum 1. Januar 1963, das andere bis 
zum 4o Juni 1965 zurückgezahlt werden« Alle Verträge sa­
hen gewisse Sicherheiten für den Beklagten vor, darunter 
die Abtretung von Ansprüchen des Klägers gegen die Stadt 
Bremen auf Entschädigung aus dem Mietvertrag "wegen vor­
zeitiger Räumung bzw« Abriss der Fabrikgebäude"«

Zwischen den Parteien kam es zu Streitigkeiten, insbe­
sondere über die angebliche Verletzung einer Pflicht des 
Beklagten zur tätigen Mitarbeit« Unter dem 21, Mai 1962 
wurden folgende Erklärungen niedergelegt: Der Kläger ha­
be jetzt und in Zukunft aus dem Gesellschaftsvertrag ”we- 
der einen Aufrechnungsanspruch noch sonst irgend einen An­
spruch auf Schadensersatz oder Anspruch aus jedwedem ande­
ren Grunde mit Ausnahme von Böswilligkeit”; der Beklagte 
sei an einem Verlust nicht beteiligt, gebe seinen Anspruch 
auf Gewinnbeteiligung auf und beschränke seine Ansprüche 
auf normale bzw° bankmäßige Zinsen; er erklärte sich be­
reit, seine Einlagen doppelt solange stehen zu lassen wie 
im Vertrage vorgesehen.

Durch notariell beurkundete Erklärung vom 4« Juni 1962 
erkannte der Kläger an, dem Belclagten 55 000 DM zu ver­
schulden, gewährte ihm weitere Sicherheiten und unter­
warf sich der sofortigen Zwangsvollstreckung, In der Ur­
kunde heißt es dabei weiter:

"Dieser sofort nach Kündigung fällige Betrag ist 
mit 12 jährlich zu verzinsen, und zv/ar seit 
den Tagen, an denen die jeweiligen Darlehensbe­
träge gegeben worden sind. Insoweit nehme ich, 
der Erschienene, Bezug auf die Darlehensverein- 
barungen ,«,, auch bezüglich der Fälligkeit der 
Zinsen,"
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Der Beklagte wurde ermächtigt0 sich jederzeit voll­
streckbare Ausfertigung der Urkunde ohne Nachweis der 
die Fälligkeit begründenden Tatsachen erteilen zu las­
sen.

Der Kläger leistete mit Ausnahme eines Zinsbetrages 
am 4» Juni 1962 Über 263344 DM keinerlei Zahlungen«»

Am 15« Oktober 1962 ließ sich der Beklagte eine voll­
streckbare Ausfertigung der Urkunde vom 4» Juni 1962 er­
teilen und begann Ende Oktober 1962«, aus der Urkunde die 
Zwangsvollstreckung gegen den Kläger zu betreiben«, und 
zwar zunächst wegen einer "Hauptforderung (Hälfte)” von 
27 500 DM in eine Reihe angeblicher Forderungen des Klä­
gers; der Pfändungsbeschluß wurde dem Kläger am 27» ITo- 
venber 1962 zugestcllt«, Durch Schreiben vom 19« November 
1962 an die Gerichtsvollzieherverteilungsstelle erteilte 
der Beklagte Auftrag zur Mobiliarvollstreckung "wegen 
10 000 DM" aus der Urkunde, Der Gerichtsvollzieher pfän­
dete daraufhin am 7« Dezember 1962 u»a. eine Fabrikhalle 
(Werkhalle) und eine Nissenhütte auf dem städtischen Ge­
lände y die bereits wegen Forderungen der Stadt in Höhe 
von rund 5 500 DM gepfändet waren«, Die Versteigerung am 
17o Dezember 1962 erbrachte einen Erlös von 9 500 DM„
Auf Erinnerung des Konkursverwalters der Bo^HHP-Werke 
wurde später die Vollstreckung in die Fabrikhalle für 
unzulässig erklärt. Der Kläger hatte die Fabrikation 
auf dem angemieteten Gelände bereits im Oktober 1962 
eingestellt5 nachdem er im Wege der Zwangsvollstreckung 
durch die Stadt aus dem Werkgelände gewiesen war.

Der Kläger hat Vollstreckungsgegenklage erhoben 
und beantragt0 die Zwangsvollstreckung des Beklagten
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aua der notariellen Urkunde für unzulässig zu erklären.
Er hat zur Begründung insbesondere vorgetragen:

Dem Beklagten, der die Vollstreckung nur wegen der 
Hauptforderung betreibe, habe bei Einleitung der Zwangs­
vollstreckung keine fällige Hauptforderung zugestanden: 
Die Fälligkeit der Darlehensbeträge sei hinauogeschoben 
worden, weil die notarielle Urkunde auf die Urkunde von 
21. Mai 1962 Bezug nehme, durch die die Laufzeit sämtli­
cher Darlehen auf das Doppelte verlängert worden sei. Das 
erste Darlehen von 5 000 DM sei deshalb erst am 1» Januar 
1964 und das zweite Darlehen von 10 000 DM erst am 4« Ju­
ni 1964 fällig gewesen; der erste Teilbetrag der Kapital­
einlage mit 15 000 DM wäre erst am 1. September 1967 zu­
rückzuzahlen gewesen. Hach Eintritt der Fälligkeit habe 
es nach der notariellen Urkunde noch einer besonderen 
Kündigung bedurft; andere Kündigungsgründe habe es dane­
ben nicht gegeben. Eine Kündigung sei nicht erfolgt; sie 
liege insbesondere nicht in der Zustellung von Pfündungs- 
beschlüssen oder Pfändungcprotokollen. Für eine fristlo­
se Kündigung habe auch kein Grund bestanden.

In der Gewährung der weiteren Darlehen von 25 000 DM 
trotz unterbliebener Zinszahlungen liege eine stillschwei­
gende Stundung der rückständigen Zinsen für die Zeit, bis 
die Geschäftslage dem Kläger wieder gestattet hätte, die­
se Schuld zu begleichen. Die Höhe der Zinsen sei durch 
die Erklärung vom 21. Mai 1962 ferner auf "normale bzw. 
bankmäßige Verzinsung" ermäßigt worden. Der Beklagte ha­
be ihm den genauen Text der von ihm mitgenommenen Urkun­
de vom 21. Mai 1962 entgegen seinem Versprechen vorent­
halten; dadurch fühle er sich getäuscht und erkläre des­
halb die Anfechtung des Schuldanerkenntnisses wegen «arg­
listiger Täuschung.
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I 4

Durch die vorzeitige Vollstreckung und die Versteige­
rung der für den Betrieb des Klägers wesentlichen Baulich­
keiten sei der damals wieder im Aufblühen befindliche Be­
trieb des Klägers zum Erliegen gekommen und dem Kläger ein 
schwerer Schaden entstandene Die Stadt hätte zwar vorher 
gepfändet, doch würde sie allein die Baulichkeiten nicht 
haben versteigern lasseno Der Schaden des Klägers betrage 
über 100 000 DM„ Das Vorgehen des Beklagten sei böswillig 
gewesen und die Berufung darauf auch nach der Urkunde vom 
21. Mai 1962 zulässig«, Der Kläger hat die Aufrechnung mit 
diesen Schadensersatzansprüchen gegen die Ansprüche des 
Klägers erklärt«»

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuv/eisen, und 
insbesondere ausgeführt:

Die Urkunde vom 21. Mai 1962 gebe die Vereinbarungen 
nicht richtig wieder, denn den letzten Absatz mit der Be­
schränkung der Zinsen und die Verdoppelung der laufzeit 
seiner Einlagen habe der Kläger eigenmächtig in die Ur­
kunde hineingesetzto Das Darlehen vom 4o Juni 1962 habe 
der Beklagte nur zugesagt und gewährt, weil der Kläger 
sich zu der Verpflichtung bereit gefunden habe, die Dar­
lehen ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist jederzeit zu- 
rückzuzahlen. Dem entspreche die notarielle Urkunde.

Der Beklagte hätte auch aus wichtigem Grunde kündigen 
dürfen. Der Kläger habe bis auf den geringen Betrag von 
263,44 DM keinerlei Zinsen gezahlt. Er habe ihn bei Ver­
tragsschluß getäuscht, weil er ihm angebliche Entschädi­
gungsansprüche gegen die Stadt B B B B  zur Sicherheit ab­
getreten habe, die nicht bestanden hätten, da aufgrund 
des rechtskräftigen Urteils des Bundesgerichtshofes vom 
7» März 1962 -VIII ZR 11/61- festgestanden habe, daß dem
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Kläger nach Abweisung seiner Widerklage keinerlei Ansprü­
che gegen Bremen zugestanden hätten, er im Gegenteil der 
Stadt erhebliche Mietbeträge noch geschuldet habe und auf­
grund der bereits am 6 . Mai 1959 durch die Stadt ausgespro­
chenen Kündigung zur Räumung endgültig verpflichtet gewesen 
sei. Der Kläger habe auch der Wahrheit zuwider in einem 
Schreiben vom 1. August 1961 seine Firma als "so gut wie 
schuldenfrei" bezeichnet, obwohl er völlig verschuldet 
gewesen sei.

Aus allen diesen Gründen habe er fristlos gekündigt, 
nachdem er seit Anfang Oktober 1962 wiederholt gemahnt 
und die Kündigung angedroht habe. Ein Schaden sei dem 
Kläger durch die Vollstreckung auch nicht entstanden.
Denn das Unternehmen des Klägers sei im Oktober 1962 da­
durch zum Erliegen gekommen, daß die Betriebseinrichtun­
gen im Wege der von der Stadt betriebenen Zwangsvollstrek­
kung aus den Fabrikationsräumen entfernt worden seien und 
der Kläger aus dem Grundstück verwiesen worden sein

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Beru­
fungsgericht hat am 2. Oktober 1963 die Berufung des Klä­
gers durch Versäumnisurteil zurückgewiesen und dieses Ver­
säumnisurteil durch Urteil vom 13. Dezember 1963 aufrecht­
erhalten o Auf Revision des Klägers hotte der Bundesge­
richtshof durch den auch jetzt erkennenden Senat diese 
Entscheidung durch Urteil vom 25. März 1965 {III ZR 
227/64) aufgehoben und die Sache zur anderweiten Ver­
handlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zu- 
rückverwiesen. Das Oberlandesgericht hot nunmehr nach 
Beweisaufnähme sein Versäumnisurteil vom 2. Oktober 1963 
wiederum aufrechterhalten und alle weiteren Kosten dem 
Kläger auferlegt. Dagegen richtet sich die neue Revision 
des Klägers, mit der er seine Klaganträge weiterverfolgt. 
Der Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.
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Entscheidungsgründe:

Io

Das Berufungsgericht hat seine jetzige Entscheidung 
v/ie folgt begründet:

Der Beklagte sei berechtigt gev;esen, aus der notariel­
len Urkunde vorn 4«. Juni 1964 auch v/egen der Hauptforde­
rung zu Vollstrecker

Die vom Kläger erstmals mit Schriftsatz vom 15» De­
zember 1965 erklärte Anfechtung des Anerkenntnisses vom 
4. Juni 1962 3ei verspätet, auch unbegründet, v/eil nicht 
dargetan sei, daß der Kläger durch Täuschung dazu veran­
laßt sei.

Nach dem Ergebnis der Bev/e is auf nähme enthalte die Er­
klärung vom 4. Juni 1962 die ordnungsmäßige Einigung der 
Parteien, daß der Beklagte das Darlehen jederzeit frist­
los kündigen dürfe« Das ergebe sich insbesondere aus der 
Aussage des beurkundenden Notars«, Wenn der Kläger sich 
über die Bedeutung seiner vor dem Notar abgegebenen Er­
klärung geirrt haben sollte, sei das unerheblich, vjeil er 
eine Anfechtung insov/eit nicht erklärt habe«

Im übrigen habe dem Beklagten unabhängig von einer 
solchen Vereinbarung nach allgemeinen Regeln das Recht 
zugestanden, hier die Darlehensvereinbarungen aus v;ich- 
tigem Grunde zu kündigen0 Ein solcher Grund habe Vorge­
legen infolge der inzv/ischen aufgelaufenen hohen Zins­
rückstände, der verv/eigerten Mitteilung über die abge­
tretenen Xundenforderungen und der Mitteilung der Stadt
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B m ^ a n  den Beklagten vom 23. Oktober 1962, daß nun­
mehr alle Schadensersatzanoprtiche des Klägers rechtskräf­
tig abgev/iesen seien; der Kläger habe das dem Beklagten 
bei der Abmachung von Juni 1962 verschwiegen und ihm da­
mals sogar noch weitere Teile dieser angeblichen Ansprü­
che zur Sicherung für das neue Darlehen abgetretene

Die Kündigungserklärung liege in der Einleitung der 
Zv/angsvollstreckungsmaßnahmeno

II.

Die dagegen von der Revision erhobenen Bedenken sind 
unbegründet»

1 * Die Revision greift zunächst die Erwägung des Be­
rufungsgerichts an, daß der Kläger wegen seines dringen­
den Geldbedarfes die mit seinem Zusatz in der Erklärung 
vom 21. Mai 1962 erstrebten weiteren Abmachungen bei den 
Verhandlungen am 4« Juni 1962 vor dem Notar habe fallen 
lassen.

Diese Erwägung des Berufungsgerichts findet sich in 
den Abschnitt darüber9 daß die Anfechtung des Schuldan­
erkenntnisses vom 4» Juni 1962 durch den Kläger nicht 
durchgreifeo Sie ist nur eine Hilfserwägung, die für die 
Entscheidung ohne Eedeutung ist. Denn bereits die Haupt­
begründung des Berufungsgerichts greift insoweit durch, 
daß nämlich der Kläger die Anfechtung nicht innerhalb 
der Jahresfrist des § 124 BGB erklärt habe, so daß sie 
unbeachtlich sei.
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Der Kläger hat die Anfechtung erstmals im Schriftsatz 
vom 15» Dezember 1965 mit der Begründung ausgesprochen, er 
sei getäuscht, v/eil der Beklagte ihm den genauen Text der 
Vereinbarung vom 21* Kai 1962 abredewidrig vorenthaltcn 
habe; er habe daraufhin die Urkunde vom 4° Juni 1962 un­
terzeichnet, obwohl sie von den Erklärungen aus Hai 1962 
abwicho Diesen Widerspruch zwischen dem Wortlaut der bei­
den Urkunden hat der Kläger bzw«, sein Anwalt aber 3eit An­
fang 1963 gekannto Denn beide Urkunden waren mit Schrift­
satz des Beklagten vom 23» Januar 1963 im Wortlaut raitge- 
teilt wordene Der Anwalt des Klägers hatte sie nach sei­
nem Schriftsatz vom 6 « Februar 1963 am 2„ Februar 1963 
erhalten; er setzte sich in der Berufungsbegründung vom 
25» Juni 1963 eingehend mit den beiden Urkunden auseinan­
der«» Der Kläger kannte deshalb spätestens in dieser Zeit 
die bedeutsamen Unterschiede der Texte, so daß die Jahres­
frist für eine Anfechtung spätestens Mitte 1964 abgelaufen 
war und die erst im Dezember 1965 erklärte Anfechtung als 
verspätet unbeachtlich bleiben muß«,

2. Die Revision wendet sich weiter gegen die Fest­
stellung des Berufungsgerichts, in der Urkunde vom 4«
Juni 1962 sei dem Beklagten das Recht zugesprochen, das 
Darlehen jederzeit.fristlos zu kündigen«, Das Berufungs­
gericht hat dazu folgendes ausgeführts Der Wortlaut sei 
schon wegen der teilv/eisen Bezugnahme auf die früheren 
Vereinbarungen nicht eindeutig, wenn auch die Regelung 
der Urkunde vorgehe, soweit sie Einzelheiten ausdrück­
lich regele«, Die eidliche Aussage des beurJcundenden No­
tars ergebe aber für das Berufungsgericht überzeugend, 
daß die Parteien mit dieser Erklärung zur Sicherung 
des Beklagten das Recht auf jederzeitige fristlose Kün-
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digung hätten vereinbaren wollen« Der Notar habe die Par­
teien darauf angemessen hingewiesen und nach der Überzeu­
gung des Senats habe der Kläger den Sinn auch so verstan­
dene

Pie Revision wendet sich vergeblich gegen diese Ausle­
gung« Pie Auslegung derartiger Urkunden und Erklärungen 
ist Sache des Tatrichters, Seine Beweiswürdigung zeigt 
keinen Verfahrensverstoß oder Penkfehler« Pas Berufungs­
gericht hat die Aussage des Notars entsprechend gewürdigt. 
Bann ist es unerheblich? ob der in den Akten befindliche 
Vermerk des Berichterstatters über das Ergebnis der Aus­
sage das alles genau so wörtlich wiedergibt3 weil die 
Feststellung in den Urteilsgründen vergeht« Es ist auch 
unerheblich? ob der Notar sich sachgemäß verhalten hat; 
denn das Oberlandesgericht stellt fest? daß der Kläger 
nach der Belehrung die Erklärung dahin verstanden und ge­
billigt habe3 daß die Forderung jederzeit ohne besonderen 
Grund kündbar sei«

Pas Berufungsgericht hat bei seiner Würdigung das 
Schreiben des Beklagten vom 1. Oktober 1962 mit der An­
drohung einer Kündigung für unerheblich gehalten« Auch 
das unterlag der tatrichterlichen freien Beweicwürdigung. 
Pie Revision zieht insbesondere aus dem letzten Satz die­
ses Schreibens mit der Androhung einer Kündigung eine an­
dere Folgerung? die aber nicht zwingend ist« Sie meint? 
aus einer Androhung einer fristlosen Kündigung folge? daß 
der Beklagte davon ausgegangen sei? er müsse sie a u s ­
d r ü c k l i c h  aussprechen? und sie sei nur zulässig 
wegen der in dem Brief an gesprochenen Versäumnisse« Pas 
alles hängt von den Vereinbarungen im Einzelfall ab und 
damit von der Auslogung der Erklärungen« Pas Berufungsge­
richt ist zu einem anderen Ergebnis gelangt« Pie Revision 
versucht? ihre Auslegung an die Stelle der tatrichterli-
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chen Auslegung zu setzen; das ist unzulässig,, denn damit 
zeigt sie keinen Hechtsfehler aufe

Unbegründet ist dann auch die Rüge der Revision, das 
Berufungsgericht hätte mindestens dem Antrag auf eidli­
che Vernehmung des Beklagten über den Inhalt der Verein­
barungen stattgeben müssen«, Denn das Oberlandesgericht 
hat aufgrund der übrigen Beweisergebnisse bereits die ge­
genteilige Feststellung getroffen; dann war eine Partei« 
Vernehmung nicht mehr statthaft (§ 445 Abs« 2 ZPO),

3. Die Revision wendet sich weiter gegen die Annahme 
des Berufungsgerichts, der Beklagte habe unabhängig von 
der Urkunde vom 4« Juni 1962 das Recht gehabt, aus wich­
tigem Grunde die Darlehen zu kündigen«

Diese Ausführungen sind unerheblich, weil es sich auch 
hier nur um eine Hilfserwägung des Berufungsgerichts han­
delt, auf die es nicht ankommt, weil das Recht des Beklag­
ten zur fristlosen Kündigung nach den vorangegangenen Aus­
führungen sich bereits aus der in der Urkunde vom 4«, Juni 
1962 niedergelegten neuen Vereinbarung der Parteien ergab«

4« Die Annahme des Berufungsgerichts, daß eine Kündi­
gung hier stillschweigend dem Kläger gegenüber ausgespro­
chen sei, zeigt keinen Rechtsfehler, wie der Senat schon 
.im ersten Revisionsurteil ausgesprochen hat«



Die Revision muß daher mit der Kostenfolge aus 
§ 97 ZPO zurückgewiesen werden«»

Dr0 Pagendarm Dra Arndt Gähtgens

Keßler Dr0 Reinhardt
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